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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Bundesregierung beschließt Bürokratieentlastungsgesetz IV 

Das Bundeskabinett hat am 13. März 2024 den Regierungsentwurf für das Vierte 
Bürokratieentlastungsgesetz beschlossen. 

Mit dem Regierungsentwurf wurden insbesondere folgende Regelungen im 
Vergleich zum Referentenentwurf ergänzt: 

• Verlängerung der maximalen Geltungsdauer 
einer Freistellungsbescheinigung nach § 50c Abs. 2 Satz 4 EStG 
von drei auf fünf Jahre 

• Anhebung von Schwellenwerten im Umsatzsteuergesetz: 
o Verpflichtung zur Abgabe einer monatlichen Umsatzsteuer-

Voranmeldung erst bei Umsätzen i.H.v. 9.000 EUR statt 
7.500 EUR (§ 18 Abs. 2 Satz 2 UStG) 

o Entsprechende Anpassung in § 18 Abs. 2a Satz 1 UStG für 
die Wahl des Kalendermonats als Voranmeldezeitraum von 
bisher 7.500 EUR auf 9.000 EUR 

o Anhebung des Einkaufspreises mit Blick auf die 
Differenzbesteuerung nach § 25a UStG von derzeit 500 EUR 
auf 750 EUR (§ 25a Abs. 4 Satz 2 UStG) 

Verlängerung der Abgabefrist bei der Feststellungserklärung sowohl bei 
ausschüttenden als auch thesaurierenden Spezial-Investmentfonds 
auf acht Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres zur  Wiederherstellung des 
Rechtszustands vor dem Kreditzweitmarkförderungsgesetz (§ 51 InvStG); 
Verspätungszuschlag nach § 152 AO für Feststellungserklärungen im 
vorgenannten Sinne i.H.v. 0,0625 Prozent für jeden angefangenen Monat der 
eingetretenen Verspätung ungeachtet einer etwaiger Steuerbefreiung auf 
Anlegerebene ein Verspätungszuschlag 

Im Wesentlichen unverändert in den Regierungsentwurf übernommen: 

• Verkürzung von Aufbewahrungsfristen: Die handels- und 
steuerrechtlichen Aufbewahrungsfristen für Buchungsbelege und 
Rechnungen (§ 147 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 3 AO; § 257 Abs. 1 Nr. 4, 
Abs. 4 HGB; § 14b Abs. 1 und § 26a Abs. 2 Nr. 2 UStG) wie z.B. 
Rechnungskopien, Kontoauszüge und Lohn- und Gehaltslisten 
sollen von zehn auf acht Jahre verkürzt werden. Die Unternehmen 
können die Belege daher früher als bisher entsorgen und sparen 
dadurch erhebliche Aufbewahrungskosten. 

• Reduzierung der Schriftformerfordernisse: Im BGB sollen 
Schriftformerfordernisse (z.B. unterschriebener Brief) zur Textform 
(z.B. E-Mail) herabgestuft oder ganz abgeschafft werden, soweit 
dies angemessen und sachgerecht ist. So soll im Zivilrecht u.a. das 
Vereinsrecht geändert werden: Mitglieder müssen künftig nicht 
mehr schriftlich einem Beschluss zustimmen, der ohne 
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Mitgliederversammlung gefasst wurde, sondern können ihre 
Zustimmung auch in Textform (z.B. per E-Mail) erklären. 
Im Wirtschafts- und Gesellschaftsrecht (u.a. §§ 20, 21, 269, 327, 
328 AktG; §§ 23, 48, 68 GmbHG; §§ 22, 100 UmwG; §§ 3a, 64, 
67a, 85a, 86c StBerG; §§ 12, 30, 40, 54a, 58b, 59, 131h WPO; § 
109 GewO) sollen ebenfalls Erleichterungen kommen: Im GmbH-
Recht soll etwa klargestellt werden, dass im Falle der 
Beschlussfassung der Gesellschafter außerhalb einer 
Versammlung eine Abgabe der Stimme in Textform genügt, wenn 
sämtliche Gesellschafter einverstanden sind. Zudem sollen 
Schriftformerfordernisse im Schuldverschreibungsgesetz sowie im 
Depotgesetz aufgehoben werden. 

Fundstelle 

Regierungsentwurf vom 13. März 2024.   

https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/2024_BEG_IV.html?nn=110490
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 21. März 2024 

 
 
Führen ausländische professionelle Musik- oder Theaterensembles 
im Inland Konzerte, Opern, Operetten oder Musicals auf, die auf 
kommerziellen Erfolg ausgerichtet sind, kann die das Honorar 
schuldende Konzertdirektion im Rahmen des Steuerabzugs bei 
beschränkter Steuerpflicht nach § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStG 
nicht allein mit der Behauptung von Einbehalt und Abführung der 
Steuer absehen, den Ensembles fehle es an der 
Gewinnerzielungsansicht, weil sie ohne staatliche Zuschüsse 
(Subventionen) nicht tätig werden könnten (Abgrenzung zu dem 
Senatsurteil vom 07.11.2001 - I R 14/01, BFHE 197, 287, BStBl II 
2002, 861 und dem Senatsbeschluss vom 02.02.2010 - I B 91/09, 
BFH/NV 2010, 878). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Bringt eine Kapitalgesellschaft ihren gesamten Betrieb nach § 24 
des Umwandlungssteuergesetzes in eine GmbH & Co. KG ein und 
beschränkt sich ihre Tätigkeit fortan auf die Verwaltung der 
Mitunternehmerstellung an der aufnehmenden Gesellschaft sowie 
das Halten der Beteiligung an der Komplementär-GmbH, steht § 2 
Abs. 2 Satz 1 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) der 
Annahme von Unternehmensidentität im Sinne des § 10a GewStG 
auf der Ebene der übernehmenden Personengesellschaft nicht 
entgegen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Eine gewerblich geprägte Personengesellschaft, die eine originär 
gewerbliche Tätigkeit in Gestalt einer ‑eine Betriebsverpachtung 
überlagernden‑ Betriebsaufspaltung ausübt, unterliegt mit dem 
Ende der Betriebsaufspaltung als gewerblich geprägte 
Personengesellschaft weiterhin der Gewerbesteuer. Ein im 
Grundbuch eingetragenes Sondernutzungsrecht ist zwar kein 
Grundbesitz, es ist jedoch für Zwecke des § 9 Nr. 1 Satz 2 des 
Gewerbesteuergesetzes dem Grundbesitz des entsprechenden 
Wohnungs- oder Teileigentümers zuzuordnen, dessen Inhalt es 
bestimmt. Eine Betriebsverpachtung ist nicht kürzungsschädlich, 
wenn die wesentlichen, dem Betrieb das Gepräge gebenden 
Betriebsgegenstände vermietet werden und es sich hierbei 
ausschließlich um eigenen (bebauten) Grundbesitz handelt. 
 
Zum Urteil 
 

Urteil I R 35/21: 
Darlegung fehlender 
Gewinnerzielungs-
absicht beim 
Steuerabzug für das 
Honorar ausländischer 
Künstler - 
Unionsrechts- und 
Verfassungsmäßigkeit 
des Steuerabzugs 
 
25. Oktober 2023 
 

Urteil IV R 26/21: 
Einbringungsbe-
dingter Übergang des 
Gewerbeverlustes von 
einer Kapital-
gesellschaft auf eine 
Personengesellschaft 
 
 
 
 
1. Februar 2024 
 

 

 
Urteil IV R 5/21: 
Erweiterte Kürzung – 
Sondernutzungs-
rechte; 
Betriebsverpachtung 
 
 
 
 
 
 
19. Dezember 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410036/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410038/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410037/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Beschluss VI S 24/23: Geltendmachung der Energiepreispauschale durch 
Abgabe der Einkommensteuererklärung 
29. Februar 2024 
Zum Urteil 
 
Beschluss V B 34/23 (AdV): Aussetzungsverfahren: Nachzahlungszinsen 
gemäß § 233a der Abgabenordnung (AO) und Unionsrecht 
1. März 2024 
Zum Urteil 
 
EuGH-VorlageVII R 6/21: Zur Entstehung und Erhebung der Tabaksteuer 
bei einem Zigarettenschmuggel durch mehrere Mitgliedstaaten 
12. Dezember 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil VII R 60/20: Unzulässigkeit einer Leistungsklage mangels 
Rechtsschutzbedürfnisses 
12. Dezember 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil VII R 11/20: Zur Anfechtbarkeit von unter den Pfändungsgrenzen 
liegenden Lohnzahlungen des Arbeitgebers auf ein geliehenes Konto 
21. November 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil VII R 10/21: Zu den Voraussetzungen einer innergemeinschaftlichen 
Anschlusslieferung 
21. November 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil VII R 15/21: Unzulässigkeit einer gemeinsam abgestimmten 
Überdenkung durch mehrere Prüfer im Überdenkungsverfahren 
21. November 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil VIII R 16/22: Rückabwicklung eines Verbraucherdarlehensvertrags 
7. November 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil VIII R 7/21: Rückabwicklung eines Verbraucherdarlehensvertrags 
7. November 2023 
Zum Urteil 

 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410040/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410039/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410043/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410042/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410041/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410044/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410045/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410031/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410030/


6 

Rechtsprechung im Blog 
 

Wohnraumvermietung und Vorsteuerabzug aus Heizungsanlage 
Schuldet der Vermieter von Wohnraum zum vertragsgemäßen Gebrauch auch die 
Versorgung mit Wärme und warmem Wasser, stehen Kosten des Vermieters für 
eine neue Heizungsanlage jedenfalls dann im direkten und unmittelbaren 
Zusammenhang zur steuerfreien Vermietung, wenn es sich dabei nicht um 
Betriebskosten handelt, die der Mieter gesondert zu tragen hat. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin vermietet ein Grundstück, auf dem sich unter anderem ein 
Haupthaus mit zwei Wohnungen befindet. Die Mieter leisten monatliche 
Vorauszahlungen für Heizung und Warmwasser, die jährlich (zum Teil nach 
Verbrauch und zum Teil nach Wohnfläche) abgerechnet werden. Im Streitjahr 
2016 installierte die Klägerin eine neue Heizungsanlage für die Wohnungen im 
Haupthaus. Die Mieter erhielten die Möglichkeit, die Heizungs- und 
Wassertemperaturen individuell zu regulieren und bei Beschwerden den 
Anlagenhersteller direkt zu kontaktieren. Für jeden Mieter wurden eigene 
Einzelzähler zur Erfassung der Wärmemengen installiert. 
Die Klägerin gab ab Oktober 2016 Umsatzsteuervoranmeldungen ab, mit denen 
sie auf die Kleinunternehmerregelung verzichtete, steuerpflichtige Umsätze aus 
den Energielieferungen an die Mieter angab und die Vorsteuern aus der 
Rechnung über die Installation der Heizungsanlage sowie den Gaslieferungen 
geltend machte, was im Ergebnis zu Erstattungsbeträgen führte. Das Finanzamt 
setzte demgegenüber die Umsatzsteuervorauszahlungen für Oktober bis 
Dezember 2016 auf jeweils 0,- € fest, weil die Energielieferungen an die Mieter 
unselbstständige Nebenleistungen zu den steuerfreien Wohnungsvermietung 
darstellten. Während des Klageverfahrens erließ es einen 
Umsatzsteuerjahresbescheid für 2016 über ebenfalls 0,- €. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Münster hatte überwiegend Erfolg. 
Entscheidung des BFH  
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz, 
soweit sie der Klage stattgegeben hatte, aufgehoben. 
Entgegen dem Urteil des Finanzgerichts ist der Vorsteuerabzug nach § 15 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 UStG ausgeschlossen, da Erwerb und Installation der 
Heizungsanlage in einem direkten und unmittelbaren Zusammenhang mit der 
nach § 4 Nr. 12 Satz 1 Buchst. a UStG steuerfreien Vermietung standen. 
Erbringt der Unternehmer neben steuerpflichtigen Leistungen mit Recht auf 
Vorsteuerabzug auch steuerfreie Leistungen, für die der Vorsteuerabzug 
ausgeschlossen ist, hängt das Recht zum Vorsteuerabzug unter anderem davon 
ab, ob zwischen Eingangs- und Ausgangsleistung der hierfür erforderliche 
Zusammenhang besteht. 
Schuldet der Vermieter von Wohnraum zum vertragsgemäßen Gebrauch auch die 
Versorgung mit Wärme und warmem Wasser, stehen Kosten des Vermieters für 
eine neue Heizungsanlage jedenfalls dann im direkten und unmittelbaren 
Zusammenhang zur steuerfreien Vermietung, wenn es sich dabei nicht um 
Betriebskosten handelt, die der Mieter gesondert zu tragen hat. Letzteres trifft auf 



7 

den Streitfall zu, da die Kosten für Erwerb und Installation der Heizungsanlage 
vom Mieter nicht neben der Miete gesondert nach § 556 BGB als Betriebskosten 
zu tragen waren. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 7. Dezember 2023 (V R 15/21), veröffentlicht am 14. März 2024. 
 
Grunderwerbsteuerliche Konzernklausel: Teleologische Reduktion von § 6a 
Satz 4 GrEStG auch bei Einbringung zur Neugründung? 
Das Sächsische Finanzgericht hat sich in einem aktuellen Urteil zu der 
Rechtsfrage geäußert, ob § 6a Satz 4 GrEStG auch bei der Einbringung zur 
Neugründung teleologisch zu reduzieren ist. 
Sachverhalt 
Die Klägerinnen, zwei inländische Kommanditgesellschaften, besaßen jeweils 
inländisches Grundvermögen. An den Klägerinnen war mittelbar zu 100% die 
ausländische C Company beteiligt, an welcher wiederum der Staat Z zu 100 % 
beteiligt war. Zum 19.1.2017 gründete der Staat Z eine weitere 100 %-ige 
Tochtergesellschaft, die I Company, und übertrug mit Wirkung zum 19.2.2017 
sämtliche Anteile an der C Company auf die I Company.  
Das Finanzamt setzte für diesen Übertragungsvorgang gegen die Klägerinnen 
jeweils Grunderwerbsteuer nach § 1 Abs. 2a GrEStG fest. Eine 
Steuervergünstigung nach § 6a GrEStG (Umstrukturierungen im Konzern) 
gewährte es nicht. Unter anderem hiergegen wandten sich die Klägerinnen. 
Richterliche Entscheidung 
Nach der Entscheidung des Sächsischen Finanzgerichts ist der 
Übertragungsvorgang als sog. „Verlängerung der Beteiligungskette“ nach § 1 
Abs. 2a GrEStG (was zunächst auch streitig gestellt wurde) steuerbar. 
Der Übertragungsvorgang sei jedoch aus den folgenden Gründen nach § 6a 
GrEStG steuerbefreit: 

• Aufgrund einer Art. 24 OECD-
Musterabkommen ("Gleichbehandlung“) im Wesentlichen 
entsprechenden Bestimmung des betroffenen DBA sei § 6a 
GrEStG über den Wortlaut des Satzes 2 hinaus auch auf den 
vorliegenden Nicht-EU/EWR-Fall anzuwenden (vgl. unter I.3.a.). 
Eine Benennung des einschlägigen Absatzes sowie eine nähere 
Subsumtion/Begründung nimmt das FG nicht vor. 

• Der Staat Z sei als herrschendes Unternehmen durch die über das 
Halten von Beteiligungen hinausgehende Ausübung von 
unternehmerischen Tätigkeiten in Form von 
Darlehensgewährungen, Investitionen sowie dem Betrieb 
eigenwirtschaftlicher Einrichtungen wirtschaftlich tätig gewesen (vgl. 
unter I.3.b.). Damit wird – soweit ersichtlich – erstmals durch ein 
Finanzgericht der vom BFH mit den Urteilen v. 21./22.8.2021 (II R 
15-21/19) geprägte Begriff der „wirtschaftlichen Tätigkeit“ weiter 
konkretisiert (vgl. zur weiterhin relativ unbestimmten 
Begriffsbestimmung der Finanzverwaltung GLE v. 25.5.2023).  

• Die Vorbehaltensfrist nach § 6a Satz 4 GrEStG sei zwar nach 
dessen Wortlaut nicht erfüllt gewesen, weil die I Company erst 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410035/
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einen Monat vor dem Übertragungsvorgang gegründet wurde. 
Unter Beachtung der vor und nach der Neugründung bestehenden 
Beteiligungsverhältnisse (rein konzerninterner Sachverhalt) lasse 
sich aber keine missbräuchliche Gestaltung und somit auch kein 
sachlicher Grund, den Übertragungsvorgang von der Begünstigung 
auszuschließen, erkennen (vgl. unter I.3.c.). Das Sächsische FG 
setzt sich in diesem Zusammenhang nicht mit den Urteilen des FG 
München v. 3.3.2022 (4 K 1241/21), FG Nürnberg v. 14.7.2022 (4 K 
59/21) Hessischen FG v. 18.10.2022 (5 K 272/21) und v. 
18.10.2022 (5 K 914/21) auseinander, in denen in Fällen von 
Umwandlungen bzw. Einbringungen zur Aufnahme eine 
teleologische Reduktion der Fristerfordernisse des § 6a Satz 4 
GrEStG auch in den Fällen verneint wurde, in denen eine 
Missbrauchsmöglichkeit nicht bestand. Das Sächsische FG 
verweist zwar auf das BFH-Urteil v. 22.8.2019 (II R 17/19), nimmt 
aber keine Stellung dazu, warum der vorliegende Fall anders zu 
behandeln ist, als der vom BFH entschiedene. Dieser hatte die 
Anwendung des § 6a GrEStG abgelehnt, da die Muttergesellschaft 
die Vorbehaltensfrist hinsichtlich des übernehmenden 
Rechtsträgers nicht erfüllt hat und dies infolge der vorliegenden 
Verschmelzung zur Aufnahme rechtlich auch nicht unmöglich 
gewesen war. Ein Unterschied könnte dann bestehen, wenn eine 
„Einbringung zur Neugründung“/“Sachgründung“ vorliegt. In diesem 
Fall wäre nach Maßgabe der bestehenden BFH-Rechtsprechung 
die Vorbehaltensfrist unbeachtlich, da sie – in Abhängigkeit der 
ausländischen Rechtswertungen – aus rechtlichen Gründen 
(abhängige Gesellschaft entsteht erst mit der zu begünstigenden 
Umwandlung/Einbringung) ggf. nicht eingehalten werden kann. 

Fundstelle 
Sächsisches Finanzgericht, Urteil vom 9. November 2023 (2 K 939/20); die 
Revision ist beim BFH unter dem Az.: II R 33/23 anhängig. 
 

Business Meldungen 
 
Strg Tax - Der Podcast für die Besteuerung der öffentlichen Hand (PwC 
Deutschland) 
  
§ 2b UStG und Abkehr vom Aufteilungsgebot aufgrund des BFH-Beschlusses 
vom 17. August 2023 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
 
 
 
 
 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/242390/strg-tax-der-podcast-fuer-die-besteuerung-der-oeffentlichen-hand-pwc-deutschland/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Terminplaner 
  
Verrechnungspreise – Aktuelles aus der 
Rechtsprechung 
Webcast, 26.3. 2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/spotlight
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
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Tel.: +49 171 7603269 
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PricewaterhouseCoopers GmbH  
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